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ZITAT

„Eine verbesserte Arbeitsmarktintegration ist ein zentraler Schlüssel, um einerseits das 

Armutsrisiko zu bekämpfen und gleichzeitig auch die Einkommensungleichheit zu 

reduzieren. Außerdem sollte das Transfersystem reformiert werden, da eine Ausweitung 

der Arbeitszeit im unteren Einkommensbereich häufig nur mit einer geringen Erhöhung 

des Nettoeinkommens verbunden ist.“ — Markus M. Grabka —

Armutsrisiko ist für Erwerbslose und Geflüchtete besonders hoch und im langjährigen Vergleich stark gestiegen
Niedrigeinkommensquote1 in Prozent
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© DIW Berlin 2025Quelle: SOEPv40.1; eigene Berechnungen. 1 Personen, die über weniger als 60 Prozent des Medians der Haushaltsnettoeinkommen verfügen.

AUF EINEN BLICK

Armutsrisiko stagniert, ist aber bei Menschen 
mit Migrationshintergrund und Erwerbslosen 
weiterhin hoch
Von Markus M. Grabka

•	 Hohe Inflation hat nach aktuellen Zahlen des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) zu 
Kaufkraftverlusten bei Bruttostundenlöhnen und Haushaltsnettoeinkommen geführt

•	 Ungleichheit von Löhnen und Niedriglohnquote stark gesunken, was vor allem an positiven 
Entwicklungen am unteren Ende der Lohnverteilung liegt

•	 Bei Haushaltsnettoeinkommen stagnieren seit 2020 Ungleichheit und Armutsrisikoquote, 
beide sind in der langen Frist aber gestiegen 

•	 Unter Personen mit Migrationshintergrund, insbesondere Geflüchteten, und Erwerbslosen ist 
Armutsrisikoquote weiterhin sehr hoch 

•	 Um Armutsrisiko und Ungleichheit zu senken, sollten Arbeitsmarktintegration in den Fokus 
genommen und Transfersystem reformiert werden

http://www.diw.de/mediathek


664 DIW Wochenbericht Nr. 42/2025 DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2025-42-1

ABSTRACT

Die hohe Inflation der vergangenen Jahre hat nach aktuellen 

Zahlen des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) zu Kaufkraft-

verlusten bei Bruttostundenlöhnen und Haushaltsnettoein-

kommen geführt. Die Ungleichheit bei den Löhnen ist weiter 

gesunken und wieder auf dem Stand des Jahres 2000. Dies 

liegt vor allem an den positiven Entwicklungen am unteren 

Ende der Lohnverteilung: Durch die wiederholten Anhebun-

gen des Mindestlohns hat der Anteil der Beschäftigten im 

Niedriglohnsektor nach Zahlen des Statistischen Bundes-

amtes mit 15,9 Prozent im Jahr 2024 einen neuen Tiefstand 

erreicht. Bei den verfügbaren Einkommen auf Haushaltsebene 

stagniert seit 2020 die Ungleichheit ebenso wie die Armuts

risikoquote, allerdings ist beides in der langen Frist gestiegen. 

Unter Personen mit Migrationshintergrund und insbesondere 

unter Geflüchteten ist die Niedrigeinkommensquote über-

durchschnittlich hoch, während sie bei der Bevölkerung ohne 

Migrationshintergrund seit mehr als zehn Jahren nahezu 

unverändert ist. Die Erwerbsbeteiligung hat einen maßgebli-

chen Einfluss auf das Armutsrisiko. Zur Reduktion der Ein-

kommensungleichheit und des Armutsrisikos sollten sowohl 

die Arbeitsmarktintegration ausgewählter Zielgruppen in den 

Fokus genommen als auch das Transfersystem reformiert 

werden, um Anreize zur Ausweitung der Arbeitszeit zu setzen.

Im Zuge der in den Jahren 2021 bis 2023 stark gestiegenen 
Inflation ist in Deutschland auch das Thema der hohen 
Ungleichheiten bei Löhnen und Einkommen wieder stär-
ker in den Fokus gerückt. In diesem Wochenbericht wird die 
Entwicklung der Löhne und der Haushaltsnettoeinkommen 
im Zeitraum 1995 bis 2023 präsentiert. Besonders berück-
sichtigt wird dabei die Entwicklung der Ungleichheit und 
des Armutsrisikos.1 Hierzu werden Einkommensinformati-
onen aus der Haushaltsbefragung des Sozio-oekonomischen 
Panels (SOEP)2 herangezogen (Kasten) und durch Informa-
tionen des Statistischen Bundesamtes ergänzt.

Inflation bremst den Anstieg der realen 
Stundenlöhne

Ein Einkommen aus abhängiger Beschäftigung stellt für 
die Mehrheit der Bevölkerung die wichtigste Einkommens-
quelle dar. Daher werden hier zunächst die vereinbarten 
Bruttostundenlöhne von abhängig Beschäftigten in Haupt-
tätigkeit3 betrachtet. Eine Darstellung nach Stunden- statt 
Monatslöhnen hat den Vorteil, dass Löhne unabhängig von 
Teilzeit- oder Vollzeitbeschäftigung vergleichbar gemacht 
werden können. Es wird eine Inflationsbereinigung mit-
tels des Verbraucherpreisindex des Statistischen Bundes-
amtes vorgenommen, um Löhne über die Zeit besser ver-
gleichbar zu machen.

Die durchschnittlichen inflationsbereinigten (realen) Brut-
tostundenlöhne sind im gesamten Beobachtungszeitraum 
zwischen 1995 und 2023 um 13 Prozent auf rund 20,80 Euro 
gestiegen (Abbildung 1).4 Dabei lassen sich drei Phasen 

1	 Das Jahr 1995 wurde als Startjahr gewählt, da zu diesem Zeitpunkt die Transformation der ost-

deutschen Wirtschaft nach der Wiedervereinigung nahezu abgeschlossen war.

2	 Das SOEP ist eine repräsentative jährliche Wiederholungsbefragung privater Haushalte, die 

seit 1984 in Westdeutschland und seit 1990 auch in Ostdeutschland durchgeführt wird; vgl. Jan 

Goebel et al. (2019): The German Socio-Economic Panel (SOEP). Journal of Economics and Statis-

tics, 239(29), 345–360 (online verfügbar, abgerufen am 13. August 2025. Dies gilt für alle Online-

quellen in diesem Bericht). Für die vorliegende Publikation wurde die Datenversionen SOEPv40.1 

genutzt.

3	 Nicht berücksichtigt werden hierbei Selbstständige, Auszubildende, Praktikant*innen sowie 

Wehr- und Zivildienstleistende.

4	 Betrachtet man die homogenere Beschäftigungsgruppe der Vollzeitbeschäftigten, so liegt ein 

ähnlicher Trend vor. Der reale Zuwachs fällt über den gesamten Beobachtungszeitraum mit knapp 

22 Prozent aber stärker aus als bei allen Beschäftigten.

Armutsrisiko stagniert, ist aber bei 
Menschen mit Migrationshintergrund 
und Erwerbslosen weiterhin hoch
Von Markus M. Grabka

EINKOMMENSVERTEILUNG

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2025-42-1
https://doi.org/10.1515/jbnst-2018-0022
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unterscheiden. Während die Löhne von 1995 bis 2012 unter 
dem Strich stagnierten, legten sie zwischen 2013 und 2021 
kontinuierlich zu. Mit der hohen Inflation ab Mitte 2021 
nahmen die realen Stundenlöhne im Schnitt wieder ab. 
Aber schon im zweiten Quartal 2022 setzte eine Trendum-
kehr ein: Seitdem verzeichnet der Reallohnindex5 des Sta-
tistischen Bundesamtes neun Quartale hintereinander posi-
tive Zuwächse. Ungeachtet dieser positiven Entwicklung hat 
der Reallohnindex aber noch nicht wieder seinen Höchst-
stand aus dem Jahr 2019 erreicht. Bei der Betrachtung der 
Lohnhöhe ist zu beachten, dass sich der Arbeitsmarkt über 
den gesamten Zeitraum strukturell verändert hat. Hier ist 
insbesondere eine zunehmende Frauenerwerbstätigkeit zu 
nennen, die mit einer Zunahme von Teilzeitbeschäftigten 
einherging.

Tiefstand beim Anteil der Beschäftigten im 
Niedriglohnsektor

Da die Entwicklung gemessen am Mittelwert keine Aussa-
gen über die Entwicklung an unterschiedlichen Stellen der 
Verteilung zulässt, steht im Folgenden besonders der Nied-
riglohnsektor im Fokus. Von einem Niedriglohn spricht 
man, wenn Beschäftigte weniger als zwei Drittel des mitt-
leren Lohns verdienen.6 Die Niedriglohnschwelle lag auf 
Basis der SOEP-Daten im Jahr 2023 bei rund 14,24 Euro 
brutto pro Stunde.

5	 Vgl. Reallohnindex des Statistischen Bundesamtes (online verfügbar).

6	 Der mittlere Wert, auch Median genannt, teilt die Beschäftigten in zwei gleich große Gruppen. 

Die erste Gruppe besteht aus den Beschäftigten mit geringeren Löhnen, die anderen Gruppe aus 

Beschäftigten mit höheren Löhnen.

Kasten

Annahmen bei der Einkommensmessung

Der vorliegende Bericht verwendet das Konzept des Brutto

stundenlohns. Dieser wird auf Grundlage der vertraglich 

vereinbarten Arbeitszeit (liegt keine vereinbarte Arbeitszeit 

vor, wird die geleistete Arbeitszeit herangezogen) und den 

Angaben zum Bruttomonatsverdienst inklusive eventueller 

Überstundenzahlungen des vorangegangenen Monats ge-

bildet. Die wöchentliche Arbeitszeit wird mit dem Faktor 4,33 

multipliziert, um die monatliche Arbeitszeit zu erhalten. Es wird 

nur der Lohn aus einer Haupttätigkeit herangezogen, Neben-

tätigkeiten bleiben unberücksichtigt.

Zudem wird das Haushaltseinkommen betrachtet. Dafür 

werden im Befragungsjahr (t) jeweils für das zurückliegende 

Kalenderjahr (t-1) alle Einkommenskomponenten aufsummiert 

und mittels einer Simulation die Steuer- und Sozialabgaben 

errechnet. Da aufgrund der Komplexität des deutschen Steu-

errechts nicht alle steuerlichen Regelungen mit Hilfe dieses 

Modells simuliert werden können, ist von einer Unterschät-

zung der im SOEP gemessenen Einkommensungleichheit 

auszugehen. Schließlich werden auch fiktive Einkommens-

vorteile aus selbstgenutztem Wohneigentum („Imputed Rent“) 

zugerechnet. Zu diesen zählen Einkommensvorteile aus ver-

billigt überlassenem Mietwohnraum (sozialer Wohnungsbau, 

Werkswohnungen, Haushalte ohne Mietzahlung).

Die Haushaltsnettoeinkommen werden bedarfsgewichtet. So 

wird die Einkommenssituation von Haushalten unterschied-

licher Größe und Zusammensetzung – internationalen Stan-

dards entsprechend – durch die Umrechnung des gesamten 

Einkommens eines Haushalts in sogenannte bedarfsgewichte 

Einkommen (Äquivalenzeinkommen) vergleichbar gemacht.1 

Dazu werden die Haushaltseinkommen unter Verwendung ei-

ner von der OECD vorgeschlagenen und in Europa allgemein 

akzeptierten Skala umgerechnet: Jedem Haushaltsmitglied 

wird das so errechnete Äquivalenzeinkommen zugewiesen, 

unter der Annahme, dass alle Haushaltsmitglieder in gleicher 

Weise vom gemeinsamen Einkommen profitieren. Dabei erhält 

der Haushaltsvorstand ein Bedarfsgewicht von eins; weitere 

Personen haben jeweils ein Gewicht von 0,5 und Kinder bis zu 

14 Jahren ein Gewicht von 0,3.

Gegenüber früheren Veröffentlichungen können die hier prä-

sentierten Werte abweichen, zum einen aufgrund einer revi-

dierten Gewichtung wegen neuer Randinformationen aus dem 

Mikrozensus und zum anderen aufgrund des längsschnittba-

sierten Imputationsverfahrens: Bei jeder neuen Erhebungswel-

le werden alle neuen Informationen genutzt, um auch rückwir-

kend fehlende Einkommen zu ersetzen.

1	 Mehr Details zum Äquivalenzeinkommen gibt es im entsprechenden Glossar-Eintrag auf 

der Website des DIW Berlin (online verfügbar).

Abbildung 1

Realer vereinbarter Bruttostundenlohn
Mittelwert in Euro pro Stunde

1995 2000 2005 2010 2015 2020 2023

17

19
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23

Insgesamt

Vollzeitbeschäftigte

Anmerkungen: In Preisen von 2020. Abhängig Beschäftigte in Haupttätigkeit aus Privathaushalten, ohne Auszu
bildende, Praktikant*innen, Selbstständige. 

Quelle: SOEPv40.1; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Durch die hohe Inflation ist es im Jahr 2022 zu leichten Reallohnverlusten gekommen.

https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Verdienste/Realloehne-Nettoverdienste/Tabellen/liste-reallohnindex.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.411605.de/aequivalenzeinkommen.html
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Der Anteil der Beschäftigten im Niedriglohnsektor nimmt 
seit 1995 einen umgekehrt U-förmigen Verlauf an (Abbil-
dung 2). Mitte der 1990er Jahre arbeiteten nur 16 Prozent 
aller abhängig Beschäftigten im Niedriglohnsektor. Ende der 
1990er Jahre war es erklärtes politisches Ziel, den Niedrig-
lohnsektor auszubauen, um der damals wachsenden (Lang-
zeit-)Arbeitslosigkeit zu begegnen. Der Niedriglohnsektor 
sollte den Einstieg in den Arbeitsmarkt vereinfachen und so 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit beitragen. Nach verschiede-
nen Arbeitsmarktreformen wuchs der Niedriglohnsektor bis 
etwa 2007 stark und erreichte einen Höchstwert von 23,5 Pro-
zent. Nach der Einführung des allgemeinen Mindestlohns 
im Jahr 2015 (inklusive wiederholter Anhebungen) ist der 
Niedriglohnsektor aber wieder deutlich geschrumpft. Nach 
Angaben des SOEP verringerte sich die Quote auf 19 Prozent 
im Jahr 2023. Die Angaben des Statistischen Bundesamtes 
reichen ein Jahr weiter. Demnach setzte sich der Trend  fort 
und erreichte 2024 einen Tiefstand von 15,9 Prozent. In abso-
luten Zahlen ausgedrückt befanden sich damit im Jahr 2024 
noch rund 6,3 Millionen Beschäftigte im Niedriglohnsektor.7

Niedriglohnquote in Ost und West nähert sich 
weiter an

Das Lohnniveau in Ostdeutschland war und ist auch aktuell 
niedriger als in Westdeutschland. Daher kann davon ausge-
gangen werden, dass die Veränderung des Niedriglohnsek-
tors sich vor allem in Ostdeutschland bemerkbar gemacht 
hat. Lange Zeit war der Niedriglohnsektor in Ostdeutschland 
deutlich größer als im Westteil des Landes (Abbildung 3). 
In der Spitze erhielt im Jahr 2007 mehr als ein Drittel aller 
abhängig Beschäftigten in Ostdeutschland eine Entlohnung 
unterhalb der Niedriglohnschwelle. Seitdem nahm hier die 
Niedriglohnquote bis 2023 nahezu kontinuierlich auf einen 
Wert von knapp 23 Prozent ab.

Der Trend in Westdeutschland fällt etwa anders aus: Lange 
Jahre stagnierte die Niedriglohnquote bei etwa 20 Prozent 
und ging erst ab 2022 auf nunmehr rund 18 Prozent zurück. 
Mit ursächlich hierfür dürfte die außerplanmäßig starke 
Anhebung des Mindestlohns auf  zwölf Euro im Jahr 2022 
gewesen sein. Die Diff erenz in der Niedriglohnquote zwi-
schen den beiden Landesteilen ist damit von in der Spitze 
bis zu 20 Prozentpunkten auf zuletzt weniger als fünf Pro-
zentpunkte gesunken.

Diff erenziert nach Wirtschaftszweigen zeigt sich, dass die 
höchste Niedriglohnquote  zuletzt mit etwas mehr als 50 Pro-
zent im Gastgewerbe vorlag.8 Etwa 40 Prozent der Beschäftig-
ten in der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei erhiel-
ten Löhne unter der Niedriglohnschwelle. Auch im Bereich 
Kunst, Unterhaltung und Erholung lag die Niedriglohn-
quote bei mehr als einem Drittel. Im Gegensatz dazu fi el 
die Niedriglohnquote im Bereich Öff entliche Verwaltung, 

7 Statistisches Bundesamt (2025): Mindestlohn: Beschäftigungsverhältnisse mit Niedriglohn in 

Deutschland. Stand 6. Februar 2025 (online verfügbar).

8 Angaben des Statistischen Bundesamtes auf Grundlage der Verdiensterhebung (online 

 verfügbar).

Abbildung 2

Anteil der Beschäftigten im Niedriglohnsektor1

In Prozent
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Destatis

1 Beschäftigte mit weniger als zwei Drittel n des Medians des Bruttostundenlohns.

Anmerkungen: Abhängig Beschäftigte in Haupttätigkeit aus Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikant*innen, 
Selbstständige. Die schattierte Fläche gibt ein 95-Prozent-Konfi denzintervall an.

Quellen: SOEPv40.1; Verdiensterhebung des Statistischen Bundesamtes; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Der Niedriglohnsektor hat im Jahr 2024 einen Tiefstand erreicht.

Abbildung 3

Anteil der Beschäftigten im Niedriglohnsektor in Ost  und West1

In Prozent
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1 Beschäftigte mit weniger als zwei Drittel n des Medians des Bruttostundenlohns.

Anmerkungen: Abhängig Beschäftigte in Haupttätigkeit aus Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikant*innen, 
Selbstständige. Die schattierte Fläche gibt ein 95-Prozent-Konfi denzintervall an.

Quelle: SOEPv40.1; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Die Niedriglohnsektoren in Ost- und Westdeutschland gleichen sich weiter an.
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Verteidigung und Sozialversicherung mit 1,4 Prozent am 
geringsten aus. Auch in den Wirtschaftszweigen Erziehung 
und Unterricht, Information und Kommunikation erhielten 
nur rund sieben Prozent der Beschäftigten Niedriglöhne.

Ungleichheit der Stundenlöhne wieder auf dem 
Niveau zum Ende der 1990er Jahre

Der Niedriglohnsektor beschreibt das Ausmaß der Beschäfti-
gung mit geringen Löhnen. Von Interesse ist aber auch, wie 
sich die Lohnverteilung an ihren beiden Enden und damit 
die Ungleichheit über die Zeit hinweg verändert haben. 
Hierzu wird das 90:10-Perzentilverhältnis herangezogen. 
Dieses beschreibt das Verhältnis der Person mit dem gerings-
ten Verdienst aus dem 90. Perzentil9 zu der Person mit dem 
höchsten Verdienst aus dem 10. Perzentil. Mitte der 1990er 
Jahre nahm dieses Ungleichheitsmaß einen Wert von etwa 
3,2 an (Abbildung 4). Dies bedeutet, dass Beschäftigte am 
oberen Rand einen mehr als drei Mal höheren Stunden-
lohn erhielten als Beschäftigte am unteren Ende der Vertei-
lung. Seit 1997 nahm die Ungleichheit der Löhne deutlich 
zu und erreichte im Jahr 2011 mit einem Wert von vier einen 
Höchststand. Seitdem hat eine Trendumkehr eingesetzt: Im 
Jahr 2023 wurde ein Wert von 3,3 erreicht, was einer Lohn
ungleichheit wie zum Ende der 1990er Jahre entspricht.10

Beschäftigte im untersten Dezil erhalten seltener 
Sonderzahlungen

Neben dem regulären monatlichen Lohn erhalten manche 
Beschäftigte weitere Lohnbestandteile, die je nach Position 
in der Lohnverteilung unterschiedlich relevant sein können. 
Im SOEP werden sechs verschiedene Sonderzahlungen abge-
fragt. Dies sind ein 13. oder 14. Monatsgehalt, Weihnachts-
geld, Urlaubsgeld, Prämien (wie Inflationsausgleichsprä-
mien) oder Boni und sonstige Sonderzahlungen. 41 Prozent 
aller Beschäftigten erhielten im Jahr 2022 mindestens eine 
Sonderzahlung, wobei das Weihnachtsgeld von gut einem 
Fünftel der Befragten am häufigsten genannt wurde. Ein 
14. Monatsgehalt erhielt dagegen nur knapp ein Prozent 
der Beschäftigten. Bei denjenigen mit Sonderzahlungen 
lagen diese im Jahr 2022 im Durchschnitt bei 4 380 Euro (am 
Median 2 270 Euro). Im Verhältnis zum Jahreslohn mach-
ten Sonderzahlungen bei dieser Gruppe von Beschäftigten 
damit einen Anteil von etwa sieben Prozent aus. Gegenüber 
1995 hat sich dieser Anteil nicht nennenswert verändert.

Allerdings variierte die Häufigkeit von Sonderzahlungen 
über die Verteilung der Jahreslöhne hinweg. Mit der Lohn-
höhe nahm auch die Häufigkeit von Sonderzahlungen zu 
(Abbildung 5). Während im untersten Dezil im Jahr 2022 nur 
elf Prozent der Beschäftigten Sonderzahlungen erhielten, 

9	 Bei Perzentilen werden die Beschäftigten nach der Höhe der Löhne sortiert und in 100 gleich-

große Gruppen eingeteilt.

10	 Auch das Statistische Bundesamt berichtet auf Grundlage der Verdiensterhebung für den 

Zeitraum 2014 bis 2024 über eine rückläufige Lohnungleichheit. Vgl. Pressemitteilung des Statisti-

schen Bundesamtes vom 6. Februar 2025: 1,3 Millionen weniger Niedriglohnjobs von 2014 bis 2024 

(online verfügbar).

stieg dieser Wert auf 39 Prozent im fünften Dezil bis hin 
zu 50 Prozent im obersten Dezil.

Im Vergleich zum Jahr 1995 wurden über die gesamte Lohn-
verteilung hinweg Sonderzahlungen seltener gewährt. In 
der unteren Hälfte der Lohnverteilung hat die Zahlung von 
Sonderzahlungen um etwa zehn Prozentpunkte abgenom-
men, während im zehnten Dezil der Rückgang mit 22 Pro-
zentpunkten deutlich stärker ausfiel.11 Dies wirkte sich dämp-
fend auf die Ungleichheit der Löhne aus und bekräftigte das 
Bild einer rückläufigen Lohnungleichheit der Stundenlöhne.

Inflation bremst auch den Anstieg der realen 
Haushaltsnettoeinkommen

Neben Löhnen beziehen die privaten Haushalte weitere Ein-
kommen wie staatliche Transfers, Kapitaleinkommen oder 
Alterseinkommen. Addiert man alle Einkommensarten12 auf, 
so erhält man nach Abzug von direkten Steuern und Sozi-
alabgaben das Haushaltsnettoeinkommen. Um Skalenef-
fekte des gemeinsamen Wirtschaftens zu berücksichtigen, 
wird eine Bedarfsgewichtung vorgenommen. Ferner findet 
zwecks Vergleichbarkeit der Kaufkraft über die Zeit eine 

11	 Differenziert nach Arbeitsumfang zeigt sich, dass im Jahr 2022 Vollzeitbeschäftigte 24 Prozent-

punkte weniger Sonderzahlungen als im Jahr 1995 erhielten; bei Teilzeitbeschäftigten betrug der 

Rückgang 17 Prozentpunkte, bei geringfügig oder unregelmäßig Beschäftigten 13 Prozentpunkte.

12	 Inklusive fiktiver Einkommensvorteile aus selbstgenutztem Wohneigentum und verbilligt 

überlassenem Wohnraum.

Abbildung 4

Ungleichheit der Bruttostundenlöhne
90:10-Perzentilverhältnis1

1995 2000 2005 2010 2015 2020 2023
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1  Das Perzentilverhältnis beschreibt das Verhältnis der Person mit dem geringsten Verdienst aus dem 90. Perzentil 
zu der Person mit dem höchsten Verdienst aus dem 10. Perzentil.

Anmerkungen: Abhängig Beschäftigte in Haupttätigkeit aus Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikant*innen, 
Selbstständige. Die schattierte Fläche gibt ein 95-Prozent-Konfidenzintervall an.

Quelle: SOEPv40.1; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Die Ungleichheit der Stundenlöhne ist seit 2011 gesunken und wieder auf dem Stand 
des Jahres 2000.

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/02/PD25_047_623.html
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Inflationsbereinigung statt (Kasten).13 Da bei jeder neuen 
Erhebung auch die Daten der Vorjahre revidiert und gege-
benenfalls um bis dahin fehlende Daten ergänzt werden, 
kann es zu Abweichungen von vorherigen Wochenberich-
ten zur Einkommensverteilung kommen.14 In der Bedarfs-
gewichtung werden auch Kinder und nicht erwerbstätige 
Haushaltsmitglieder berücksichtigt, so dass sich die folgen-
den Analysen nun auf die gesamte Bevölkerung beziehen.

Das reale bedarfsgewichtete Haushaltsnettoeinkommen ist 
seit 1995 bis zum Jahr 2021 im Schnitt um 34 Prozent gestie-
gen (Abbildung 6). Die Inflation im Jahr 2021/22 führte im 
Beobachtungszeitraum zum stärksten Rückgang der Realein-
kommen. Im Ergebnis lagen die Haushaltsnettoeinkommen 
im Jahr 2022 aber immer noch 28 Prozent höher als 1995.

Ungleichheit der Markteinkommen stagniert

Das Ausmaß an Einkommensungleichheit lässt sich auch 
mit zusammenfassenden Ungleichheitsmaßen beschrei-
ben. Ein internationaler Standardindikator ist der Gini-Koef-
fizient.15 Dieser nimmt den Wert Null bei vollkommener 
Gleichverteilung an und einen Wert von Eins bei vollständi-
ger Ungleichverteilung. Zunächst wird die Ungleichheit der 
Haushaltsmarkteinkommen betrachtet. Dies sind die Brutto-
einkommen, die die Haushalte vor staatlicher Umverteilung 
erzielen. Diese setzen sich neben dem Erwerbseinkommen 
aus den Kapitalerträgen, privaten erhaltenen Transfers und 
privaten Renten zusammen. Der Gini-Koeffizient der Markt-
einkommen in Deutschland lag 1995 bei knapp 0,46 und 
stieg bis zum Jahr 2002 auf rund 0,5 (Abbildung 7). Daran 
schließt eine 20-jährige Phase an, in der dieses Ungleich-
heitsmaß faktisch unverändert blieb.

Nach staatlicher Umverteilung, also gemessen an den Haus-
haltsnettoeinkommen, fällt der Gini-Koeffizient deutlich klei-
ner aus. Im Jahr 2022 lag dieser Wert bei rund 0,31, was im 
internationalen Vergleich dem Durchschnitt der OECD-Län-
der entspricht.16 In der langen Frist ist die Ungleichheit 
etwas gestiegen. Dies lag vor allem an vier Jahren, in denen 
der Gini-Koeffizient um mehr als 2,5 Prozent zugenommen 
hat. Dies waren die Jahre 2000, 2002, 2005 und 2019. In allen 
anderen Jahren waren die Veränderungen kleiner oder sogar 
negativ. Die Ungleichheit der Haushaltsnettoeinkommen hat 
vor allem zur Zeit der rot-grünen Bundesregierung 1998 bis 
2005 zugenommen, als es unter anderem zu einer politisch 
motivierten Ausweitung des Niedriglohnsektors zwecks Sen-
kung der hohen Arbeitslosigkeit sowie zu einer Absenkung 
des Spitzensteuersatzes kam. Beide Aspekte wirkten sich 
direkt auf die Einkommensverteilung aus.

13	 Vgl. den Glossar-Eintrag zum Äquivalenzeinkommen auf der Website des DIW Berlin (online 

verfügbar).

14	 Markus M. Grabka (2025): Einkommensverteilung: Anzeichen für Trendbruch beim Armuts

risiko – Alleinerziehende seltener von Armut bedroht. DIW Wochenbericht Nr. 8, 103–113 (online 

verfügbar, abgerufen am 10. Oktober 2025).

15	 Vgl. den Glossar-Eintrag zum Gini-Koeffizienten auf der Website des DIW Berlin (online 

verfügbar).

16	 Vgl. OECD: Income distribution database. Letzte Aktualisierung vom 16. Juni 2025 (online 

verfügbar).

Abbildung 5

Erhalt von Sonderzahlungen nach Lohndezilen 1995 und 2022
Anteil an allen Beschäftigten in Prozent
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Anmerkungen: Sonderzahlungen des Vorjahres von abhängig Beschäftigten in Haupttätigkeit aus Privathaushalten, 
ohne Auszubildende, Praktikant*innen, Selbstständige. Dezile des Jahreslohns, im Folgejahr erhoben.

Quelle: SOEPv40.1; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Zwar kommen Sonderzahlungen am oberen Rand der Verteilung häufiger vor, doch 
erhalten alle Beschäftigten diese im Vergleich zu 1995 seltener.

Abbildung 6

Entwicklung der realen bedarfsgewichteten 
Haushaltsnettoeinkommen
Indexiert, 1995 = 100
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Anmerkungen: Reale Einkommen in Preisen von 2020. Personen in Privathaushalten. Bedarfsgewichtete Jahres
einkommen im Folgejahr erhoben, bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala. Die schattierte 
Fläche gibt ein 95-Prozent-Konfidenzintervall an.

Quelle: SOEPv40.1; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Seit 1995 haben die realen Haushaltsnettoeinkommen trotz zuletzt hoher Inflation im 
Schnitt um knapp 30 Prozent zugenommen.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.411605.de/aequivalenzeinkommen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.411605.de/aequivalenzeinkommen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.937313.de/publikationen/wochenberichte/2025_08_1/einkommensverteilung__anzeichen_fuer_trendbruch_beim_armutsrisiko_____alleinerziehende_seltener_von_armut_bedroht.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.937313.de/publikationen/wochenberichte/2025_08_1/einkommensverteilung__anzeichen_fuer_trendbruch_beim_armutsrisiko_____alleinerziehende_seltener_von_armut_bedroht.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.413334.de/gini-koeffizient.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.413334.de/gini-koeffizient.html
https://www.oecd.org/en/data/datasets/income-and-wealth-distribution-database.html
https://www.oecd.org/en/data/datasets/income-and-wealth-distribution-database.html
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Niedrigeinkommensquote stagniert seit 
vier Jahren

Im Folgenden soll ein Fokus auf den unteren Bereich der 
Einkommensverteilung gelegt werden. Die Niedrigeinkom-
mensquote oder auch Armutsrisikoquote beschreibt den 
Anteil der Personen, die über weniger als 60 Prozent des 
Medians der Haushaltsnettoeinkommen verfügen.17 Auf 
Grundlage der SOEP-Daten lag die Niedrigeinkommens-
schwelle im Einkommensjahr 2022 für einen Einpersonen-
haushalt bei nominal 1 419 Euro.

Die Niedrigeinkommensquote ist in der langen Frist gestie-
gen. Während 1995 nur elf Prozent der Bevölkerung unter 
diese Schwelle fielen, lag der entsprechende Anteil im Jahr 
2019 bei 17,5 Prozent (Abbildung 8). Seitdem stagniert er und 
bestätigt damit den im letzten Verteilungsbericht beschriebe-
nen Trendbruch des Armutsrisikos in Deutschland.18 Alter-
native Datenquellen wie der Mikrozensus oder der deut-
sche Teil des Surveys European Union Statistics on Income 
and Living Conditions (EU-SILC) weisen zunächst ebenfalls 
einen steigenden Trend auf, eine Stagnation ist beim Mikro
zensus aber erst ab 2021 zu erkennen. Bei EU-SILC setzte 
nach 2018 eine erratische Entwicklung ein.19

Niedrigeinkommen stark von Migration beeinflusst

Eine der Ursachen für den langfristigen Anstieg der Niedrig-
einkommensquote liegt in demografischen Veränderungen, 
insbesondere durch Migration. Zwischen 2010 und 2024 hat 
sich die Zahl der ausländischen Bevölkerung auf nun 14 Mil-
lionen Personen mehr als verdoppelt.20 Da Migrant*innen 
nach Ankunft in Deutschland unter anderem mit Sprach-
problemen oder der Anerkennung von Berufsabschlüssen 
zu kämpfen haben, liegen deren Erwerbsquoten unter denen 
der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund. Entsprechend 
fällt deren Niedrigeinkommensquote überdurchschnittlich 
hoch aus.21 Dies gilt insbesondere für Geflüchtete (Abbil-
dung 9). Deren Niedrigeinkommensquote lag in der Spitze 
bei knapp 70 Prozent und ist zuletzt leicht auf rund 64 Pro-
zent gesunken. Hier dürfte sich die zunehmende Arbeits-
marktintegration positiv ausgewirkt haben.22 Personen mit 
direktem Migrationshintergrund, die aber keine Geflüchteten 

17	 Die Armutsrisikoquote ist wiederholt kritisiert worden. Als eindimensionales Maß, das sich rein 

an der Höhe des Einkommens orientiert, lässt es das private Vermögen vollständig außer Acht. Zu-

dem haben Änderungen des allgemeinen Wohlfahrtsniveaus keinen Einfluss auf die Höhe der Quote.

18	 Grabka (2025), a. a. O.

19	 Sowohl der Mikrozensus als auch der deutsche Teil von EU-SILC sind über die Zeit hinweg 

nur eingeschränkt vergleichbar, da es verschiedene methodische Brüche gab, vgl. Statistisches 

Bundesamt (2021): Hinweise zu methodischen Effekten in den Zeitreihen des Mikrozensus (online 

verfügbar).

20	 Vgl. auf der Website des Statistischen Bundesamtes (2024): Ausländische Bevölkerung nach 

Bundesländern und Jahren (online verfügbar).

21	 Zudem ist der Anteil der Migrant*innen mit Bezug von Grundsicherung im Alter oder bei Er-

werbsminderung überdurchschnittlich hoch, hierunter auch die Gruppe der Ukrainer*innen, vgl. 

Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 28. März 2025: 4,1 Prozent mehr Empfänge-

rinnen und Empfänger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung Ende 2024 (online 

verfügbar).

22	 Vgl. Herbert Brücker et al. (2024): Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten. Verbesserte institu-

tionelle Rahmenbedingungen fördern die Erwerbstätigkeit. IAB-Kurzbericht Nr. 10 (online verfügbar).

Abbildung 7

Ungleichheit der Markt- und Haushaltsnettoeinkommen
Gini-Koeffizient auf einer Skala von 0 (absolute Gleichheit) bis 1 
(absolute Ungleichheit)
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Anmerkung: Personen in Privathaushalten. Bedarfsgewichtete Jahreseinkommen im Folgejahr erhoben, bedarfs
gewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala. Die schattierte Fläche gibt ein 95-Prozent-Konfidenzintervall 
an.

Quelle: SOEPv40.1; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Die Einkommensungleichheit der Bruttoeinkommen ist seit 2005 stabil, die der 
verfügbaren Haushaltseinkommen ist leicht gestiegen.

Abbildung 8

Niedrigeinkommensquote1

Anteil in Prozent
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1  Personen mit weniger als 60 Prozent des Medians der verfügbaren Einkommen.

Anmerkungen: Personen in Privathaushalten. SOEP-Jahreseinkommen: bedarfsgewichtete Jahreseinkommen im 
Folgejahr erhoben, bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Äquivalenzskala.

Quellen: SOEPv40.1; Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen. Angaben des Mikrozensus und EU-SILC: 
Statistisches Bundesamt (2025): Sozialberichterstattung der amtlichen Statistik.

© DIW Berlin 2025

Der Anteil der Niedrigeinkommensbeziehenden schwankt am aktuellen Rand 
zwischen rund 16 und 17 Prozent.

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Haushalte-Familien/Methoden/Downloads/mikrozensus-zeitreiheneffekte.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Haushalte-Familien/Methoden/Downloads/mikrozensus-zeitreiheneffekte.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Tabellen/auslaendische-bevoelkerung-bundeslaender-jahre.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/03/PD25_121_228.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/03/PD25_121_228.html
https://doku.iab.de/kurzber/2024/kb2024-10.pdf
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sind (unter anderem EU-Binnenmigrant*innen), haben eine 
deutlich geringere Niedrigeinkommensquote. Hier lag der 
Wert im Jahr 2022 bei rund 26 Prozent und ist im Vergleich 
zu 1995 um mehr als acht Prozentpunkte gestiegen. Perso-
nen mit indirektem Migrationshintergrund – mindestens ein 
Elternteil ist nach Deutschland zugewandert – haben eine 
nahezu vergleichbare Niedrigeinkommensquote. Unter der 
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund fiel die Quote am 
niedrigsten aus. Am aktuellen Rand lag der Wert bei knapp 
13 Prozent. Seit mehr als zehn Jahren hat sich diese Quote 
kaum geändert.

Auch Arbeitsmarktbeteiligung entscheidend

Die Arbeitsmarktintegration spielt eine bedeutende Rolle, 
um Armut zu bekämpfen. Daher lohnt ein Blick auf die 
Niedrigeinkommensquote in Abhängigkeit von der Zahl 
der Erwerbstätigen im Haushalt (Abbildung 10).23 Hier zeigt 
sich das Bild, dass die ohnehin hohe Niedrigeinkommens-
quote bei Erwerbslosigkeit am stärksten über die Zeit gestie-
gen ist: von 36 Prozent Mitte der 1990er Jahre auf mehr als 
70 Prozent am aktuellen Rand.24 War zumindest eine Person 
im Haushalt erwerbstätig – unabhängig von der geleisteten 
Arbeitszeit –, lag die Niedrigeinkommensquote mit zuletzt 
26 Prozent deutlich niedriger (nach 14,5 Prozent im Jahr 
1995). Hierunter befinden sich auch Haushalte von Allein-
erziehenden, die häufig eine Teilzeitbeschäftigung ausüben 
und mit deren Einkommen auch der Lebensunterhalt von 
Kindern finanziert werden muss. Gingen mindestens zwei 
Personen arbeiten, war die Niedrigeinkommensquote mit 
fünf bis sechs Prozent am geringsten und hat sich über die 
vergangenen 25 Jahre kaum verändert.25

Fazit: Arbeitsmarktintegration verbessern

Sowohl die Bruttolöhne als auch die Haushaltsnettoeinkom-
men haben inflationsbereinigt in der langen Frist deutlich 
zugelegt. Die seit dem Sommer 2021 stark gestiegene Infla-
tion hat diesen langjährigen Anstieg gebremst. Jedoch zei-
gen sich andere positive Entwicklungen. So ist die Niedrig-
lohnquote wieder auf den Stand des Jahres 2000 gesunken. 
Die verschiedenen Arbeitsmarktreformen scheinen Wir-
kung zu zeigen – insbesondere in Ostdeutschland. Parallel 
dazu hat auch die Ungleichheit der Stundenlöhne deutlich 
abgenommen, was vor allem der Einführung des allgemei-
nen Mindestlohns und dessen wiederholten Erhöhungen 
zu verdanken ist.

23	 Da Erwerbstätigkeit im höheren Lebensalter keine Rolle spielt, werden nur Haushalte betrach-

tet, in denen mindestens eine Person im erwerbsfähigen Alter lebt.

24	 Dies war unter anderem der Abschaffung der Arbeitslosenhilfe und der Einführung des Ar-

beitslosengelds II geschuldet.

25	 Die Erwerbsfähigkeit hängt dabei auch maßgeblich vom Gesundheitszustand ab. Liegt ein 

schlechter Gesundheitszustand vor, kann häufig keine Erwerbstätigkeit ausgeübt werden und so-

mit fällt auch die Niedrigeinkommensquote mit rund 33 Prozent überdurchschnittlich hoch aus. 

Hat eine Person dagegen einen guten oder sehr guten Gesundheitszustand, beträgt die Quote 

knapp 15 Prozent. Zudem kann Armut auch krank machen, womit eine wechselseitige Bezie-

hung vorliegt, vgl. Markus M. Grabka (2024): Gesundheitliche Ungleichheit: Mehr als „Arme müs-

sen früher sterben“?! In: Weil Du arm bist, musst Du früher sterben? Studie zur gesundheitlichen 

Ungleichheit in Deutschland und was jetzt zu tun ist. Die LINKE, Fraktionsvorsitzendenkonferenz 

Brandenburg (online verfügbar).

Abbildung 9

Niedrigeinkommensquote nach Migrationshintergrund
Anteil an der jeweiligen Gruppe in Prozent
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Anmerkungen: Personen mit weniger als 60 Prozent des Medians der verfügbaren Einkommen, Personen in Privat-
haushalten. Angaben für Geflüchtete vor 2010 werden aufgrund geringer Fallzahlen nicht ausgewiesen.

Quelle: SOEPv40.1; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Der Anteil der Niedrigeinkommensbeziehenden ist unter den Geflüchteten besonders 
hoch.

Abbildung 10

Niedrigeinkommensquote nach der Zahl der Erwerbstätigen 
im Haushalt 
In Prozent
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Anmerkungen: Personen mit weniger als 60 Prozent des Medians der verfügbaren Einkommen, Personen in Privat-
haushalten mit mindestens einer Person im erwerbsfähigen Alter (20 bis 64 Jahre).

Quelle: SOEPv40.1; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2025

Das Armutsrisiko ist besonders in denjenigen Haushalten gestiegen, in denen keine 
Person einer Erwerbstätigkeit nachgeht.

https://www.linksfraktion-brandenburg.de/fileadmin/dateien/download/publikationen/Broschueren/230514_Broschuere_Studie_GesundheitlicheUngleichheit_WEB.pdf
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Anders verhält es sich mit der Ungleichheit der Haushalts-
nettoeinkommen, die in der langen Frist zugenommen hat. 
Am unteren Rand der Verteilung der Nettoeinkommen zeigt 
sich ein zunehmendes Armutsrisiko. Dies ist unter anderem 
das Ergebnis hoher Migrationszahlen. Personen mit direk-
tem Migrationshintergrund haben häufig Probleme, auf dem 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Ebenso zeigt sich, dass Haus-
halte ohne oder mit geringer Erwerbsbeteiligung ein hohes 
Armutsrisiko aufweisen.

Eine verbesserte Arbeitsmarktintegration ist daher ein 
zentraler Schlüssel, um einerseits das Armutsrisiko zu 
bekämpfen und gleichzeitig auch die Einkommensungleich-
heit zu reduzieren. Zielgruppen sind neben Migrant*in-
nen unter anderem auch Alleinerziehende, Personen ohne 

Bildungsabschluss und Familien mit drei und mehr Kin-
dern. Des Weiteren sollte das Transfersystem reformiert 
werden, da eine Ausweitung der Arbeitszeit im unteren Ein-
kommensbereich häufig nur mit einer geringen Erhöhung 
des Nettoeinkommens verbunden ist. Der Grund ist, dass 
unterschiedliche Transfers wie Grundsicherung, Kinder-
zuschlag und Wohngeld unzureichend aufeinander abge-
stimmt sind und sogenannte Transferentzugsraten zum 
Teil deutlich über 50 Prozent liegen.26

26	 Die Transferentzugsrate gibt an, um wieviel Transferleistungen gekürzt werden, wenn das ei-

gene Einkommen zunimmt. Vgl. auch Andreas Peichl et al. (2023): Zur Reform der Transferentzugs-

raten und Verbesserung der Erwerbsanreize – Kurzversion. Forschungsbericht 629 K. Bundesmi-

nisterium für Arbeit und Soziales (online verfügbar).

JEL: D31, I31, I32, J31

Keywords: Wages, working poor, household Income, poverty, SOEP
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